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Ortsbürgerlicher Ausverkauf?

Von Josef Hitz, Gemeindeammann, Untersiggenthal

Als ruhender Pol in der Erscheinung Flucht sind
den Ortshürgergemeinden im gegenwärtig umwälzenden

Zeitgeschehen Aufgaben zugedacht, die die
Existenzberechtigung dieser ursprünglichen Gemeinwesen
mehr denn je rechtfertigen. Sie bleibt denn auch
unangefochten, wo die Bürger die verwendbaren Mittel
nicht nur für eigene Zwecke, sondern zum Wohle
aller Gemeindeeinwohner einsetzen. Mannigfaltig sind
Vorkehrungen, wie Platzgestaltungen, Unterhalt und
Erstellung von Brunnen, Wanderwege, Ruhebänke,
Ausschmückung öffentlicher Gebäude, Förderung des

kulturellen Lehens, Erhaltung des Brauchtums, Theater,

Museen, Dorfgeschichte usw. Alles Einrichtungen,
die für das Lehen bedeutungsvoll sind, vielfach aber
von den Einwohnergemeinden nicht allein gelöst werden

können. So bietet sich hier den Ortshürgergemeinden
neben ihrer schönsten Aufgabe der Pflege und

Bewirtschaftung der grossen ortsbürgerlichen
Waldungen ein dankbares und weites Betätigungsfeld.
Vielerorts wird bereits erfolgreich in diesem Sinne
gewirkt. Zur Förderung dieser Bestrehungen sind die
aargauischen Ortshürgergemeinden gegenwärtig im
Begriffe, sich in einem Verbände zusammenzuschliessen,
aber auch um allen Tendenzen in Richtung einer
Schmälerung der Rechte, wie sie sich nach der
Annahme des Armengesetzes vor zwanzig Jahren
anzubahnen drohten, entgegenzuwirken. Die vergangenen
Zeiten haben ja zur Einsicht geführt, dass der
Staatsklugheit letzter Schluss nicht darin bestellt, möglichst
alles zu vereinheitlichen und zu vermassen, besonders
nicht, wo es sich um durch Jahrhunderte gewachsene
und gefestigte Organisationen handelt.

Es ist kein Geheimnis, dass unsere Ortsgemeinden
auch Eigentümer der grössten, zusammenhängenden
Landflächen sind. Während und nach dem Zweiten
Weltkrieg war dieses Ortsbürgerland gesuchtes Pflanzland

auch für die nichtlandwirtschaftliche Bevölkerung

und niemand hätte damals daran gedacht, es
andern Zwecken zuzuführen oder gar zu verkaufen,
Heute jedoch, wo ein Nahrungsüherfluss besteht, sind
andere Interessen in den Vordergrund gerückt.
Genieinden stellen ihren öffentlichen Grundbesitz für
Wohnkolonien zur Verfügung, Industrien dehnen sich
aus, und manche Ortsbürgergemeinde hatte in den
letzten Jahren über einen Industrielandverkauf zu
befinden, oft um wenig Geld, ja sogar fast gratis, um
S1ch eine willkommene Steuerkraft nicht entgehen zu
lassen. Besonders heikel sind die Entscheidungen, wo
em Industrieunternehmen für die Weiterentwicklung
auf Jahrzehnte hinaus ein Mehrfaches der Landfläche
sich sichern will, als es nötig hat. Die Ortsbürger soll¬

ten Verständnis und Vertrauen in die gedeihliche
Entwicklung des Unternehmens haben, wogegen der
Industrie die Zusicherung von weiterem Landverkauf hei
Bedarf nichts bedeutet. Ein Vertragspartner will über
alle Massen gesichert sein, während der andere Partner

alles herzugehen hat, auf Gedeih oder Verderb.
Jahrhundertealter öffentlicher Besitz würde so — man
nehme mir den Ausdruck nicht übel -— ausverkauft.

Unser schweizerisches Zivilgesetzbuch, welches 1957
50 Jahre alt geworden ist, hat in den Art. 675 und 779
das Baurecht eingeführt. Dieses ist geeignet, hei der
ungleichen Rechtslage der Parteien einen Kompromiss
zu bilden. Grössere, meist städtische Gemeinwesen wie
Bern, Basel, Ölten, Biel, Thun, Luzern, Schaffhausen,
Liestal und auch unser Kantonshauptort Aarau sind
dazu übergegangen, von ihrem öffentlichen Besitz nur
mehr im Baurecht abzugehen. Warum soll das vor 50

Jahren geschaffene rechtliche Institut des Baurechts
nicht endlich auch in Landgemeinden Eingang finden?
Die Ortshürgergemeinde bleibt Eigentümerin des

öffentlichen Gutes, auch wenn es für 90 bis 100 Jahre
im Baurecht abgetreten wird. Man kann den Baureclits-
zins vertraglich von Zeit zu Zeit anpassen und ausserdem

Vertragsbedingungen einflechten, nach denen
jede Partei auf die Interessen der andern Rücksicht
zu nehmen hat. Fürwahr, es geht hier mehr als um
Geldgeschäfte. Industrielle, die in einer Gemeinde
einen Betrieh eröffnen möchten, sollten, wenn ihnen
statt Landverkauf die Landahgahe im Baurecht
vorgeschlagen wird, das nicht als Schikane empfinden.
Vertrauen gegen Vertrauen, wäre die Parole.

Als Aufsichtsbehörde überwacht der hohe
Regierungsrat Geschäfte, wo es um die Substanz des öffentlichen

Gutes der Gemeinden geht, und er hat seine
Genehmigung zu erteilen, damit eine grundbuchliche
Eintragung möglich wird. Wäre es nicht angezeigt,
vermehrt das Baurecht zu propagieren, um möglichst
viel Besitztum den Gemeinden zu erhalten?

Die Frage ist in Anbetracht der häufigen und flä-
chenmässig bedeutenden Veräusserung von Ortsbürgerland

für gegenwärtige oder auch erst zukünftige
Bedürfnisse äusserst aktuell und von grosser materieller
Tragweite. Sie sollte daher von den zuständigen
Instanzen einer einlässliclien Prüfung unterzogen werden.

Die Schwierigkeit des Problems und die starke
Belastung durch laufende Geschäfte dürfen kein
Hindernis sein. Denn es geht um die Erhaltung eines
genügenden Grundbesitzes der Ortshürgergemeinden und
damit um die dringend nötige Landreserve für zukünftige

öffentliche und private Bedürfnisse.
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